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Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

aufgrund der gestern veröffentlichten Entscheidung des Verwaltungsgerichts Arnsberg in Sachen Urlaubsgeld hat uns eine Vielzahl von Anfragen erreicht.

Deshalb möchte ich euch mit diesem Schreiben über den derzeitigen Stand informieren.

GdP-NRW: Gericht stellt fest: Landesregierung verhält sich seit 2003 erfassungswidrig 
Das Verwaltungsgericht Arnsberg hat am 27.12.2007 beschlossen, durch das Bundesverfassungsgericht die Frage klären zu lassen, ob aufgrund der Vielzahl von Kürzungen bei der Beamtenbesoldung in NRW in den vergangenen Jahren die Besoldung der Beamten des Landes noch verfassungsgemäß ist. Das Verwaltungsgericht Arnsberg geht davon aus, dass mit dem Sonderzahlungsgesetz die Beamten des Landes NRW seit 2003 unzulässigerweise von der allgemeinen Einkommensentwicklung abgekoppelt sind. Damit verstößt das Land NRW nach Ansicht des VG Arnsberg gegen die im Grundgesetz festgeschriebene Pflicht, die Landesbeamten ausreichend zu bezahlen.

Vor dem Hintergrund dieser Entscheidung stellt sich damit auch die Frage, ob nicht auch die Kürzung des Weihnachtsgeldes und die Verschiebung der diesjährigen Besoldungserhöhung auf den 01.07.2008 gegen das Alimentationsprinzip verstoßen.

Damit nicht landesweit tausende von Anträgen auf rückwirkende Zahlung von

Urlaubs- und Weihnachtsgeld bzw. auf Besoldungserhöhung zum 01.01.2008 oder gar früher gestellt werden, werden wir in der kommenden Woche gemeinsam mit dem DGB und den übrigen Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes ein Gespräch mit dem Finanzminister führen. Parallel dazu findet am kommenden Dienstag ein 4-Augen-Gespräch unseres Landesvorsitzenden Frank Richter mit dem Innenminister u.a. zu diesem Thema statt. Ziel der Gespräche ist es, dass das Land NRW in diesen Fragen auf die Einrede der Verjährung verzichtet bzw. das Ruhen/Aussetzen der Verfahren durch das LBV angeordnet wird, sofern Kollegen Anträge auf Zahlung einer alimentationsangemessenen Besoldung, Zahlung von Urlaubsgeld bzw. Erhöhung des Weihnachtsgeldes stellen oder bereits gestellt haben.

Sobald in dieser Angelegenheit eine Entscheidung getroffen ist, werden wir euch informieren und ggf. Musteranträge zur Verfügung stellen.

Mit kollegialen Grüßen

Klaus Büscher

